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Einleitung 

Am 17.12.2014 entschied das Bundesverfassungsgericht1 auf Vorlage des 
Bundesfinanzhofs2 bereits zum dritten Mal3 nach 19954 und 20065 über die 
Verfassungsmäßigkeit der Erbschaft- und Schenkungsteuer. Kern der Vor-
lage waren die Privilegien bei der Vererbung von Betriebsvermögen nach 
§§ 13a, 13b ErbStG.  

Das Bundesverfassungsgericht entschied, dass die Verschonung be-
stimmter Vermögenstypen im Erbschaftsteuerrecht6 grundsätzlich verfas-
sungsgemäß sei, forderte den Gesetzgeber aber bis zum 30.06.2016 zur 
Nachbesserung bei der Übertragung großer Vermögen sowie zur Korrektur 
einiger Detailregelungen auf. Das Urteil wurde nicht nur in der Fach- son-
dern auch in der Tagespresse mit Spannung erwartet. So lauteten die Über-
schriften in einigen Tageszeitungen vor dem Erscheinen des Urteils in 
2014: 

»Vor dem Erbschaftsteuerurteil wächst der Druck«7, »Unternehmer fürchten Urteil 
aus Karlsruhe«8, »Karlsruhe muss es richten«9, »Erbschaftsteuer hat Luft nach 
oben«10. 

Im Nachgang der Entscheidung wurde in der Öffentlichkeit nicht nur über 
die konkrete Neugestaltung des Erbschaftsteuerrechts, sondern auch etwas 
grundsätzlicher über das Erben und die Erbschaftsbesteuerung diskutiert, 

____________________ 

1  BVerfG, 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, BVerfGE 138, 136 ff. 
2  BFH, 27.09.2012 – II R 9/11, BFHE 238, 241 ff. 
3  Bereits in der Entscheidung vom 10.02.1976 – 1 BvL 8/73, BVerfGE 41, 269 

ff., beschäftigte sich das Bundesverfassungsgericht zwar mit der Erbschaftsteuer 
als Ganzem, gelangte damals allerdings nicht zum Ergebnis der Verfassungs-
widrigkeit und lieferte keinen Beitrag zur Entwicklung einer Sonderdogmatik. 
Daher bleibt die Entscheidung in dieser Aufzählung unberücksichtigt. 

4  BVerfG, 22.06.1995 – 2 BvR 552/91, BVerfGE 93, 165 ff. 
5  BVerfG, 07.11.2006 – 1 BvL 10/02, BVerfGE 117, 1 ff. 
6  Wenn in dieser Arbeit von »Erbschaftsteuer« gesprochen wird, ist immer »Erb-

schaft- und Schenkungsteuer« gemeint. Die Kurzform dient der besseren Les-
barkeit.  

7  FAZ, 15.12.2014, S. 17. 
8  Handelsblatt, 16.12.2014, S. 9. 
9  Handelsblatt, 17.12.2014, S. 14. 
10  FAZ, 15.12.2014, S. 20. 
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welche als Aspekte der gesellschaftlichen Debatte um die Vermögensver-
teilung in Deutschland betrachtet werden. Die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung führte in diesem Zusammenhang auch eine Sonderrubrik mit dem klin-
genden Titel »Arm und Reich« ein.11 Über kaum eine Steuer wird so emo-
tional gestritten wie über die Erbschaftsteuer.12 Dies zeigen exemplarisch 
einige Artikelüberschriften aus dem Zeitraum vom 17.12.2014 bis zur Jah-
reswende 2015/2016: 

»Eine Steuer nur für Dumme«13, »Hört auf zu jammern!«14, »Steuerliche Erb-
sünde«15, »Erbschaftsteuer Tricksen und austricksen«16.  

Nachdem sich der direkt im Anschluss an die Entscheidung geäußerte 
Wunsch: »Koalition will Erbschaftsteuer zügig reformieren«17 nicht erfüllt 
hatte, stand die Reform der Erbschaftsteuer im ersten Quartal 2016 wieder 
verstärkt auf der Agenda der politischen Parteien, da die Zeit bis zum 
30.06.2016 verronn. Was passiert wäre, falls es dem Gesetzgeber nicht ge-
lingungen wäre, rechtzeitig zum 01.07.2016 ein neues Erbschaftsteuerrecht 
zu schaffen, ist stark umstritten.18 

Was von Seiten der Steuerberatung sowie der politischen Parteien – bei 
aller Diskussion der Gesetzesentwürfe19 um Investitionsklauseln oder um 
Details des Abschmelzmodells20 – naturgemäß jedoch kaum beachtet wird, 
sind die dogmatischen Entwicklungen, die daraus folgen, dass sich das Bun-
desverfassungsgericht in seinem Urteil wieder mit Steuerrecht befasst, also 
die Regelungen des Grundgesetzes einmal mehr auf geltendes Steuerrecht 
angewendet hat.  

____________________ 

11  Aufrufbar unter www.faz.net/aktuell/wirtschaft/arm-und-reich/ (zuletzt aufge-
rufen am 26.03.2018). 

12  Dies ist allerdings kein neues Phänomen, wie sich aus der entsprechenden Fest-
stellung von Birk, StuW 2005, 346 (346) ergibt. 

13  FAZ, 18.12.2014, S. 1. 
14  ZEIT, 18.06.2015, S. 21. 
15  FAZ, 06.01.2016, S. 15. 
16  Handelsblatt, 15.12.2015, S. 15. 
17  Börsenzeitung, 18.12.2014, S. 5. 
18  Vgl. Drüen, DStR 2016, 643 ff.; für ein Auslaufen der Erbschaftsteuer Seer, 

GmbHR 2015, 113 (116); ebenso Zipfel/Lahme, DStZ 2015, 64 (65); eindeutig 
für eine Weitergeltung auch nach dem 30.06.2016 Eichberger im Rahmen der 
54. Berliner Steuergespräche am 09.02.2015, vgl. Tagungsbericht von Rich-
ter/Welling, FR 2015, 497 (499); für die vergleichbare Situation im Jahr 2008, 
vgl. Feick/Henn, DStR 2008, 1905 ff. 

19  Entwurf des Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteu-
ergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, BT-Drs. 
18/5923. 

20  Bäuml/Hiedewohl, BB 2016, 535 (541); Reich, DStR 2015, 2750 ff. 
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Der Rechtsanwendung des Grundgesetzes auf das Steuerrecht durch das 
Bundesverfassungsgericht wohnt eine Entwicklung inne, die von Steuerver-
fassungsjuristen genau verfolgt wird. Denn aus den Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts soll letztlich der Gesetzgeber entnehmen kön-
nen, in welchem Rahmen er sich bei der Fassung von Gesetzen bewegen 
kann. Zudem kann die genaue Beobachtung des Steuerverfassungsrechts, 
das einerseits von einer dynamischen Interpretation des Grundgesetzes und 
andererseits von sich ständig wandelndem Steuerrecht geprägt ist, eine 
Prognose der nächsten Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zum 
Steuerrecht ermöglichen. Letztlich ist auch die große Forderung nach Steu-
ergerechtigkeit von der Interpretation der betroffenen Verfassungsnormen 
abhängig. 
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Forschungsfrage, Thesen und Ziel der Arbeit 

Die zentrale Forschungsfrage, zu der diese Arbeit einen Beitrag leistet, lau-
tet: 

Wie wird der Gesetzgeber durch das Grundgesetz bei der Setzung von 
Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht begrenzt? 

Diese Frage stellt sich angesichts der Entwicklung der Verfassungsdog-
matik durch das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zur Erbschaft-
steuer vom 17.12.2014. In dieser Entscheidung hat das Bundesverfassungs-
gericht jedoch nicht nur die Sonderdogmatik zur Prüfung des allgemeinen 
Gleichheitssatzes im Erbschaftsteuerrecht augenscheinlich weitgehend auf-
gegeben, sondern auch neue Fragen zur Zuständigkeit des Bundes für die 
Regelung der Erbschaftsteuer sowie – im Sondervotum zur Entscheidung – 
zur Bedeutung des Sozialstaatsprinzips aufgeworfen.  

Die Thesen, anhand derer die obige Forschungsfrage beantwortet oder 
zumindest weiterentwickelt werden soll, lauten: 

1. Der erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat die in den Entschei-
dungen von 1995 und 2006 entwickelte Sonderdogmatik zur Prüfung des 
allgemeinen Gleichheitssatzes im Erbschaftsteuerrecht aufgeben. Anstelle 
einer engen Determinierung des Erbschaftsteuergesetzgebers durch die 
Prinzipien der Leistungsfähigkeit und der Folgerichtigkeit tritt nun der Ein-
schätzungsspielraum des Gesetzgebers in den Vordergrund. Dies geschieht 
nicht nur bei Systementscheidungen, sondern darüber hinaus auch bei Ab-
weichungen wie etwa Lenkungsnormen. Das Gericht weicht somit nicht nur 
von einer Prüfung anhand des Folgerichtigkeitsgebotes zugunsten des all-
gemeinen Verhältnismäßigkeitsprinzips ab, sondern aktiviert zusätzlich bei 
der Verhältnismäßigkeitsprüfung in starkem Maße die Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers, die sich wie ein roter Faden durch die Entscheidung vom 
17.12.2014 zieht.  

2. Der Bund ist zuständig zur Regelung der Erbschaftsteuer. Lediglich 
hinsichtlich des Steuertarifs könnten die Länder durch den Bund zu einer 
Regelung ermächtigt werden. Eine derartige Kompetenzübertragung ist je-
doch derzeit nicht in Sicht. 

3. Aus dem Sozialstaatsprinzip folgt keine justiziable Verpflichtung des 
Gesetzgebers, die Erbschaftsteuer so auszugestalten, dass diese in bestimm-
tem Maße umverteilend wirkt. Ein solch konkretes Gebot zur Umverteilung 
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durch Erbschaftsteuer wäre nur bei gänzlich anderem Verständnis des So-
zialstaatsprinzips aus Art. 20 Abs. 1 GG ableitbar. 

Ziel dieser Arbeit ist die Belegung dieser Thesen. Dafür soll jedoch nicht 
nur die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 17.12.2014 un-
tersucht werden. Vielmehr sollen die drei Thesen dieser Arbeit in den je-
weiligen Kontext eingebettet, dann mit den Erkenntnissen aus der Entschei-
dung vom 17.12.2014 verglichen und letztlich belegt werden.  

Hinsichtlich der Entwicklung der Dogmatik des allgemeinen Gleich-
heitssatzes wird zunächst untersucht, welche Sonderdogmatik das Bundes-
verfassungsgericht in den Entscheidungen von 1995 und 2006 entwickelt 
hat, so dass dann verglichen werden kann, inwieweit sich durch die Ent-
scheidung von 2014 Neuerungen ergeben. Die Überprüfung der ersten 
These bildet den Schwerpunkt der Untersuchung und spielt auch für kom-
mende Entscheidungen die größte Rolle. Im Rahmen dieser Untersuchung 
werden auch Fragen des Rechtsschutzes gegen gleichheitswidrige Begüns-
tigungen Dritter, die sich im Steuerrecht allgemein häufig stellen, mitbe-
handelt. 

Für die Frage der Zuständigkeit des Bundes wird zunächst untersucht, 
welche Anforderungen sich aus der Verfassung für die Zuständigkeit erge-
ben und ob die Besteuerung von Erbschaften diese Anforderungen erfüllt. 
Dabei werden die neuen Erkenntnisse aus der Entscheidung von 2014 mit 
untersucht und bewertet. 

Das Postulat einer Bedeutung des Sozialstaatsprinzips für das Erbschaft-
steuerrecht stellt ein Novum dar und wird daher in erster Linie – unter Ein-
bettung in Erkenntnisse aus Rechtsprechung und Literatur – anhand des 
Sondervotums zur Entscheidung von 2014 überprüft. 

Diese Arbeit setzt somit abseits von einfachgesetzlichen Fragen einen 
verfassungsrechtlichen Schwerpunkt und untersucht dabei, wie sich das gel-
tende Verfassungsrecht in der Auslegung durch das Bundesverfassungsge-
richt durch die Entscheidung weiterentwickelt hat. Ziel dieser Arbeit ist je-
doch nicht nur eine ausführliche Besprechung der Entscheidung von 2014. 
Vielmehr werden die drei genannten Thesen auch unabhängig vom konkre-
ten Zusammenhang der Entscheidung erfasst und besprochen. So wird etwa 
ein Vorschlag zur Anwendung des Folgerichtigkeitsgebots unterbreitet, 
ebenso wie ein Hinweis zum Verständnis des Sozialstaatsgebots im Erb-
schaftsteuerrecht. Auch die Zuständigkeitsprüfung endet mit einem Vor-
schlag, den der Gesetzgeber unabhängig von den in der Entscheidung ge-
fundenen Ergebnissen umsetzen kann. Die Arbeit nimmt daher das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts nur zum Anlass, die Bedeutung der drei 
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Komplexe »Bundeszuständigkeit«, »allgemeiner Gleichheitssatz« und »So-
zialstaatsprinzip« für das Erbschaftsteuerrecht zu untersuchen. 


